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FACHKOMMISSION INTEGRATIONSFÄHIGKEIT

Gemeinsam die Einwanderungsgesellschaft gestalten
Wie die Fachkommission arbeitete und was ihr Bericht empfiehlt

Hinweis zu dieser Veröffentlichung. Dieser Beitrag schildert Arbeitsweise und Ergebnisse der
Fachkommission in eigenen Worten. Er ist keine amtliche Veröffentlichung und gibt den Bericht nicht im

Wortlaut wieder.

wei Jahre lang hat ein Gremium aus 25 Fachleuten darüber beraten, unter welchen
Bedingungen ein Einwanderungsland auf Dauer zusammenhalten kann. Am 20. Januar

2021 hat es seinen Bericht an die Bundesregierung übergeben. Was darin steht, ist weniger
eine Liste von Maßnahmen als der Versuch, eine strittige Frage neu zu stellen.

Der Auftrag war ungewöhnlich offen

Als die Bundesregierung die Fachkommission im Januar 2019 berief, lag der Auftrag nicht auf der

Hand. Üblich sind Gremien, die zu einem umrissenen Thema empfehlen und ihre Vorschläge nach
einer festgelegten Frist vorlegen. Die Fachkommission war anders zugeschnitten. Sie sollte nicht

prüfen, ob einzelne Maßnahmen wirken, sondern klären, was Integration bedeutet, wenn

Zuwanderung kein Übergangszustand, sondern ein Dauerzustand ist.

Diese Offenheit war eine Entscheidung mit Folgen. Sie hat dem Gremium erlaubt, Themen

aufzugreifen, die in der Tagespolitik selten zusammen verhandelt werden: die amtliche Statistik
ebenso wie den Wohnungsmarkt, die Geschlechterbeziehungen ebenso wie die Anerkennung von

Berufsabschlüssen. Sie hat aber auch bedeutet, dass sich die Kommission über Grundlagen

verständigen musste, bevor sie Empfehlungen formulieren konnte.

Wer in der Kommission saß

Die 25 Mitglieder kamen aus Wissenschaft, Politik und Zivilgesellschaft — aus der Erziehungs-,
Rechts-, Wirtschafts- und Sozialwissenschaft ebenso wie aus Kommunen und Verbänden. Diese

Zusammensetzung war kein Zugeständnis an Proporz, sondern eine Arbeitsbedingung. Wer über

Bildungswege, Arbeitsmarkt und Zusammenleben zugleich spricht, braucht Perspektiven, die sich

nicht gegenseitig ersetzen lassen.

Auffällig an der Mitgliederliste ist, wie viele der Beteiligten zu Themen forschen, die unmittelbar an
politische Konflikte grenzen: Diskriminierung, Kriminalität, Medienberichterstattung, Islam und



Geschlechterverhältnisse. Das Gremium war damit nicht als Schiedsrichter besetzt, sondern als Ort,

an dem unterschiedliche Einschätzungen aufeinandertreffen sollten.

Zehn Expertisen als Grundlage

Die Kommission hat ihre Beratungen nicht auf die Einschätzungen ihrer Mitglieder gestützt. Sie hat

zehn Expertisen in Auftrag gegeben und ausgewertet. Sie behandelten unter anderem

Einbürgerungshemmnisse, die Aufnahmegesellschaft in Veröffentlichungen und Erhebungen,

Kriminalität Heranwachsender, Hassgewalt und neue Medien, Medienberichterstattung über
Migration, migrantische Ökonomie, die Sicht junger Menschen auf Migration und die Thematisierung

von Migration in sozialen Medien.

Bemerkenswert ist die Themenwahl in zweierlei Hinsicht. Zum einen deckt sie Felder ab, in denen

Datenlage und öffentliche Wahrnehmung auseinanderfallen können — Kriminalität und

Medienberichterstattung etwa. Zum anderen bezieht sie ausdrücklich die Perspektive derjenigen ein,
über die gesprochen wird: die Sicht junger Menschen auf Migration ist ein eigenes Gutachten, keine

Fußnote.

Der Bericht in Zahlen

Einsetzung im Januar 2019 · 25 Mitglieder · zwei Jahre Beratung · zehn Expertisen · acht Themenfelder ·

14 Kernbotschaften · rund 280 Seiten · Kernbotschaften in zwölf Sprachen · Übergabe am 20. Januar

2021.

Wo es strittig wurde

Der Bericht vermeidet an mehreren Stellen die glatte Formulierung. Am deutlichsten wird das beim

Verhältnis von Asyl- und Integrationspolitik. Beide Politikfelder verfolgen Ziele, die sich

widersprechen können: Ein schnelles Verfahren und eine dauerhafte Perspektive verlangen
unterschiedliche Entscheidungen, und nicht jede Entscheidung dient beiden Zielen gleich gut. Die

Kommission hat diesen Zielkonflikt nicht aufgelöst, sondern ihn als Zielkonflikt benannt — mit der

Empfehlung, ihn anzuerkennen und so weit wie möglich zu verringern.

Ein zweiter Streitpunkt betrifft einen Begriff. Die Kommission schlägt vor, „Migrationshintergrund“

in der amtlichen Statistik enger zu fassen und schrittweise abzulösen. Der Grund ist empirisch: Die
bisherige Definition erfasst in beträchtlichem Umfang Menschen, die selbst nie eingewandert sind.

Wer über Einwanderung spricht, aber Menschen mitzählt, die nicht eingewandert sind, beschreibt

etwas anderes als das, was der Begriff nahelegt.

Der Vorschlag zielt nicht darauf, weniger über Herkunft zu wissen, sondern genauer:
Einwanderung soll das messen, was sie bezeichnet.



Was empfohlen wird

Die Empfehlungen des Berichts lassen sich nach ihren Adressaten ordnen, und diese Ordnung macht

sichtbar, dass Integration nicht bei einer Stelle liegt.

Statistik und Recht: den Begriff „Migrationshintergrund“ enger fassen und ablösen,
Einbürgerung erleichtern, Abschlüsse rascher anerkennen und den Zugang zum Arbeitsmarkt

öffnen.

Bildung: gleiche Chancen von der frühkindlichen Bildung bis zur Weiterbildung sichern, denn

Basiskompetenzen entscheiden über Teilhabe am Arbeitsmarkt und am gesellschaftlichen Leben.

Arbeitsmarkt: die Fähigkeiten Eingewanderter besser nutzen und Kompetenzen stärken, statt
auf Defizite zu schauen — und Einwanderung vorausschauend zu steuern.

Stadt und Wohnen: Stadtentwicklungs- und Wohnungspolitik sozial gestalten, weil sich

Integration dort entscheidet, wo Menschen wohnen.

Gesundheit: gleiche Gesundheitschancen als Voraussetzung erfolgreicher Integration begreifen.

Zusammenleben: Diskriminierung aktiv unterbinden, Rassismus, Hasskriminalität und

Terrorismus entgegentreten und Begriffe hinterfragen, die Menschen zu Gruppen machen.

Die acht Themenfelder

Der Bericht behandelt acht Felder: Teilhabe und Teilnahme; Arbeit; Bildung; Einwanderungsland;
Integration und Deutschsein im 21. Jahrhundert; Migrationshintergrund; Emanzipation und

Gleichstellung; Rassismus, Rechtsextremismus und Terrorismus. Die Reihenfolge ist nicht zufällig.

Sie beginnt mit der Frage, wie Teilhabe gelingt, und endet bei den Gefährdungen, die sie zerstören

können.

Über allen Feldern steht ein Gedanke, den die Kommission mehrfach aufnimmt: Integration ist eine
Daueraufgabe, die alle betrifft. Sie ist damit keine Aufgabe, die eine bestimmte Gruppe zu erfüllen

hat, sondern eine Investition der Gesellschaft in sich selbst.

Was offen bleibt

Ein Bericht, der Zielkonflikte benennt, statt sie zu lösen, liefert keine abschließende

Handlungsanweisung. Die Entscheidung darüber, wie stark welche Ziele gewichtet werden, kann ein
Fachgremium nicht treffen — sie gehört in die politische und gesellschaftliche Debatte. Der Beitrag

des Berichts liegt weniger darin, diese Debatte zu beenden, als darin, sie auf eine belastbare

Grundlage zu stellen.

Fachkommission Integrationsfähigkeit — Bericht und Ergebnisse. Dieser Beitrag gibt Arbeitsweise und Ergebnisse in eigenen
Worten wieder.


